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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 Bl 4/97
Datum 25.06.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 BL 16/04 ZVW
Datum 17.01.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
25.06.1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤gerin als Rechtsnachfolgerin ihres
verstorbenen Ehemannes A. D. Blindengeld nach dem Bayerischen
Blindengeldgesetz (BayBlindG) fÃ¼r den Zeitraum 01.04.1996 mit 31.03.2001
zusteht.

Der 1952 geborene A. D. erlitt am 08.03.1993 einen Vorderwandinfarkt mit
Kreislaufstillstand. Nach 35 Minuten wÃ¤hrender Reanimation stellte sich zwar
wieder eine messbare Kreislauffunktion ein, es war aber zu einem hypoxischen
Hirnschaden gekommen, als Folge dessen bei A. D. ein apallisches Syndrom, d.h.
einer LÃ¤hmung aller GliedmaÃ�en sowie Verlust der KommunikationsfÃ¤higkeit
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("Wachkoma") aufgetreten ist.

Im April 1996 beantragte die KlÃ¤gerin fÃ¼r ihren Ehemann beim Beklagten die
GewÃ¤hrung von Blindengeld.

Der Beklagte zog u.a. einen Befundbericht der AugenÃ¤rzte Dres.L. vom 28.08.1996
sowie ein Attest des Allgemeinarztes Dr.S. vom gleichen Tag bei und holte eine
versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahmen des Medizinaldirektors Dr.B. ein. Im Bericht
der Dres.L. ist ausgefÃ¼hrt, die Augen von A. D. seien reizfrei, die Pupille reagiere
auf Licht, im Augenhintergrund sei bei regelrechter Makula eine abgeblasste Papille
festzustellen; SehschÃ¤rfe und Gesichtsfeld seien nicht prÃ¼fbar, der Patient sei
Apalliker und kommuniziere nicht. Dr.B. vertrat die Auffassung, es kÃ¶nne bei A. D.
nicht nachgewiesen werden, dass die Blindheit auf einem Defekt im optischen
Apparat bzw. in der Verarbeitung von optischen Reizen beruhe.

Dementsprechend lehnte der Beklagte mit Bescheid vom 05.11.1996 den Antrag
auf GewÃ¤hrung von Blindengeld ab, weil mangels Bestimmbarkeit der
SehschÃ¤rfe, etwaiger GesichtsfeldeinschrÃ¤nkungen oder anderer Defekte im
optischen Apparat der fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung unabdingbare Nachweis von
Blindheit oder einer ihr gleichzuachtenden StÃ¶rung des SehvermÃ¶gens nicht zu
fÃ¼hren sei. Das Fehlen des Nachweises anspruchsbegrÃ¼ndender Tatsachen gehe
nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast aber zu Lasten des Antragstellers.

Den Widerspruch des A. D. , mit dem ein Attest des Dr.S. L. vom 20.11.1996
vorgelegt wurde, das eine "erfahrungsgemÃ¤Ã�" aus dem Augenbefund (weite,
trÃ¤ge Pupillen sowie blasse Sehnerven) abzuleitende SehschÃ¤rfe von maximal
1/50 und damit das Vorliegen von Blindheit bestÃ¤tigte, wies der Beklagte nach
Einholung einer versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme (Dr.D. vom 10.12.1996) mit
Widerspruchsbescheid vom 24.01.1997 zurÃ¼ck, weil auch das Attest des Dr.L.
keine fÃ¼r den Nachweis von Blindheit ausreichenden objektiven Befunde enthalte.

Dagegen hat A. D. Klage zum Sozialgericht Augsburg erhoben und beantragt, ihm
ab Antragstellung Blindengeld zu gewÃ¤hren: Sehen beinhalte Wahrnehmen und
Erkennen; daher sei es unerheblich, ob ein Nichtwahrnehmen und ein
NichterkennenkÃ¶nnen von Bildern auf einer SchÃ¤digung der Augen oder auf
anderen SchÃ¤digungen beruhe. Ã�ber seine BevollmÃ¤chtigten hat A. D. einen
Artikel aus der Zeitschrift "Wachkoma 2/99" vorgelegt, wonach auch Patienten im
Wachkoma wegen faktischer Blindheit Blindengeld zustehe.

Das Sozialgericht hat die den KlÃ¤ger betreffenden Blindengeld- und
Schwerbehindertenakten des Beklagten sowie Befundberichte des Neurologen Dr.N.
(05.05.1997), des Allgemeinarztes Dr.S. (14.05.1997) sowie der AugenÃ¤rzte
Dres.L. (19.05.1997) eingeholt. Im Auftrag des Sozialgerichts hat Prof.Dr.K.
(Augenklinik der UniversitÃ¤t M.) am 18.02./ 23.07.1998 ein Gutachten nach
Aktenlage erstattet. Er gelangte darin zu der Auffassung, aufgrund der in den
verschiedenen augenÃ¤rztlichen Unterlagen beschriebenen Befunde â�� fehlende
Fixation, krankhafte Pupillenreaktion, AuÃ�enschielen des rechten Auges und
insbesondere Opticusatrophie â�� sei eine schwerste, der Blindheit
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gleichzuachtende Sehminderung anzunehmen.

Der Beklagte (versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahmen Dr.L. vom 30.04. und
03.11.1998) hat demgegenÃ¼ber weiter die Auffassung vertreten, die erhobenen
Befunde enthielten zwar Hinweise auf eine ausgeprÃ¤gte Minderung des
SehvermÃ¶gens, kÃ¶nnten aber keine der Blindheit gleichzuachtende SehstÃ¶rung
belegen; dies gelte insbesondere fÃ¼r die nicht nÃ¤her quantifizierte
Opticusatrophie, aus der selbst bei einer klinisch total erscheinenden Form der
Nachweis einer Blindheit gleichzuachtenden SehstÃ¶rung nicht abgeleitet werden
kÃ¶nne. Die mangelnde Fixationsaufnahme sowie auch das Fehlen von
Folgebewegungen kÃ¶nnten allein durch die schwersten generellen cerebralen
StÃ¶rungen oberhalb der Sehrinde erklÃ¤rt werden. Derartige auch die visuelle
Wahrnehmung betreffenden StÃ¶rungen sollten aber nach dem Willen des
Gesetzgebers keine Blindengeldleistungen auslÃ¶sen.

Mit Urteil vom 25.06.1999 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen, weil die bei
A. D. bekannten augenÃ¤rztlichen Befunde den Nachweis des Vorliegens einer der
Blindheit gleichzuachtenden SehstÃ¶rung nicht zulieÃ�en. Weitergehende
Untersuchungen in diesem Zusammenhang seien wegen der schwersten cerebralen
Behinderung des KlÃ¤gers nicht durchfÃ¼hrbar oder nicht zumutbar. Die
UnmÃ¶glichkeit des Nachweises von Blindheit gehe zu Lasten von A. D â�¦

Gegen dieses Urteil hat A. D. Berufung zum Bayerischen Landessozialgericht
eingelegt und sich zur BegrÃ¼ndung insbesondere auf die Beurteilung des
augenÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Prof.Dr.K. bezogen.

Der Senat hat die A. D. betreffenden Blindengeld- und Schwerbehindertenakten des
Beklagten beigezogen und von Amts wegen von dem Augenarzt Prof.Dr.M. am
08.02./30.06.2000/ 26.09.2001/31.01.2002 erstattete Gutachten eingeholt. Prof.
Dr.M. , auf dessen Veranlassung auch eine aktuelle augenÃ¤rztliche Befundung des
A. D. am 08.03.2000 durch Dr.L. stattfand (Bericht vom 10.04.2000), teilte mit, die
vorliegenden augenÃ¤rztlichen Befunde bewiesen nicht ausreichend, dass A. D.
aufgrund von StÃ¶rungen der peripheren Sehbahn zweifelsfrei dem Kreis der
Blinden oder diesen nach dem BayBlindG gleichzustellenden Personen zuzuordnen
sei. ZusÃ¤tzliche Erkenntnisse kÃ¶nnten sich mÃ¶glicherweise aufgrund einer
neurologischen Untersuchung/Begutachtung ergeben, bei der ein mÃ¶glichst
differenzierter SchÃ¤digungszustand der fÃ¼r die verschiedenen Sehfunktionen
zustÃ¤ndigen Hirnareale zu erheben sei. Am Vorhandensein erheblicher Verluste an
Sehfunktion aufgrund in der Peripherie gelegener StÃ¶rungen bestehe aber kein
Zweifel. Auch sei bei einem im Koma liegenden Apalliker davon auszugehen, dass
von den massiven HirnschÃ¤den auch die der visuellen Verarbeitung dienenden
Areale schwer betroffen seien.

Am 23.03.2001 ist A. D. verstorben.

Der Auffassung, bei einem komatÃ¶sen Apalliker seien in jedem Fall mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit primÃ¤re, sekundÃ¤re und terziÃ¤re
Sehrindenareale massiv betroffen, hat sich der Beklagte nicht anzuschlieÃ�en
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vermocht (Schreiben vom 02.01.2002 mit versorgungsÃ¤rztlicher Stellungnahme
Medizinaldirektorin P. vom 17.12.2001 unter Bezugnahme auf das Protokoll einer
Kommissionssitzung vom 28.11.2001 zur Beratung schwieriger BegutachtungsfÃ¤lle
nach dem Bayerischen Blindengeldgesetz).

Der Anregung des augenÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen folgend, hat der Senat von
Amts wegen ein Gutachten von dem Neurologen Prof.Dr.W. (Neurologische Klinik
und Poliklinik, Klinikum rechts der Isar der Techn. UniversitÃ¤t M.) eingeholt. Der
SachverstÃ¤ndige vertrat in seinem Gutachten vom 11.03.2003 die Auffassung,
dass "mit groÃ�er Wahrscheinlichkeit bei einem durch Sauerstoffmangel
hervorgerufenen apallischen Syndrom das Erkennen-KÃ¶nnen von Sehimpulsen
nicht mÃ¶glich" sei; positive entsprechende Nachweise durch apparative
Untersuchungen lÃ¤gen allerdings nicht vor.

Auf Anfrage des Senats hat die KlÃ¤gerin mitgeteilt (Schreiben vom 31.08.2003), ihr
Ehemann sei acht Jahre im Koma gewesen, habe sich nicht bewegen kÃ¶nnen und
auf keine Einwirkungen der Umgebung (wie z.B. Ansprache durch SÃ¶hne, Radio,
Fernseher) reagiert. Blindheitsbedingte Mehraufwendungen seien bei ihm nicht
infrage gekommen.

Mit Urteil vom 28.10.2003 hat der Senat die Berufung mit der BegrÃ¼ndung
zurÃ¼ckgewiesen, blindheitsbedingte Mehraufwendungen seien bei A. D. wegen
seines Zustandes (apallisches Syndrom) nicht angefallen, weshalb entsprechend
dem in Art.1 Abs.1 ausdrÃ¼cklich kodifizierten Sinn und Zweck des Bayer.
Blindengeldgesetzes â�� nÃ¤mlich blindheitsbedingte Mehraufwendungen
auszugleichen â�� Leistungen nach diesem Gesetz nicht zustÃ¼nden.

Auf die vom Senat zugelassene Revision der KlÃ¤ger hat das BSG dieses Urteil
aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das
Bayer. Landessozialgericht (LSG) zurÃ¼ckverwiesen (Urteil des BSG vom
26.10.2004): Die in Art.1 Abs.1 BayBlindG enthaltene Formulierung "zum Ausgleich
der blindheitsbedingten Mehraufwendungen" beinhalte keine eigenstÃ¤ndige
Anspruchsvoraussetzung, sondern umschreibe lediglich die allgemeine Zielsetzung
der gesetzlichen Regelungen. Die Verneinung des Leistungsanspruchs der KlÃ¤ger
kÃ¶nne deshalb nicht darauf gestÃ¼tzt werden, dass bei A. D. keine
blindheitsbedingten Mehraufwendungen angefallen seien. Der Rechtsstreit sei
deshalb an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen, welches zu prÃ¼fen habe, ob A. D. blind
im Sinn des Art.1 Abs.2 BayBlindG gewesen sei. Zur Frage der Blindheit habe das
BSG bereits in der Entscheidung vom 31.01.1995 ausgefÃ¼hrt, fÃ¼r den Begriff der
faktischen Blindheit sei es nicht maÃ�geblich, auf welchen Ursachen die StÃ¶rung
des SehvermÃ¶gens beruhe und ob das Sehorgan (Auge, Sehbahn) selbst
geschÃ¤digt sei. Auch cerebrale SchÃ¤den, die zu einer BeeintrÃ¤chtigung des
SehvermÃ¶gens fÃ¼hrten, seien zu berÃ¼cksichtigen, und zwar alleine oder im
Zusammenwirken mit BeeintrÃ¤chtigungen des Sehorgans. Allerdings sei in
Abgrenzung vor allem zu StÃ¶rungen, die dem Bereich der seelisch-geistigen
Behinderung zuzuordnen seien, zu differenzieren, ob das SehvermÃ¶gen, das
heiÃ�t, das Sehen- bzw. Erkennen-KÃ¶nnen beeintrÃ¤chtigt sei oder ob â�� bei
vorhandener Sehfunktion â�� (nur) eine zentrale VerarbeitungsstÃ¶rung vorliege,

                               4 / 8



 

bei der das Gesehene nicht richtig identifiziert bzw. mit frÃ¼heren visuellen
Erinnerungen verglichen werden kÃ¶nne, in der also die StÃ¶rung nicht (schon) das
Erkennen, sondern (erst) das Benennen betreffe. AusfÃ¤lle alleine des Benennen-
KÃ¶nnens erfÃ¼llten somit nicht die Voraussetzungen der faktischen Blindheit.

Der Senat hat erneut die A. D. betreffenden Akten des Beklagten (Blindengeld-,
Schwerbehindertenakte) beigezogen.

Die KlÃ¤gerin (Schreiben vom 01.02./23.03.2005) hat die Auffassung vertreten, aus
dem Gutachten des Prof.Dr.W. ergebe sich, dass bei A. D. aufgrund des apallischen
Syndroms das Erkennen-KÃ¶nnen von Sehimpulsen nicht mÃ¶glich gewesen sei.
Wenn Blindheit somit nicht bereits aus der starken SchÃ¤digung des
Opticusapparates selbst (so der SachverstÃ¤ndige Prof.Dr.K.) folge, so folge es
jedenfalls aus dem Zusammenwirken dieser SchÃ¤digung mit den cerebralen
VerarbeitungsstÃ¶rungen, die das Erkennen-KÃ¶nnen betrÃ¤fen.

Der Beklagte (Schreiben vom 02.03.2005) hat demgegenÃ¼ber den im Sinn des
Vollbeweises zu fordernden Nachweis von Blindheit oder einer der Blindheit
gleichzuachtenden StÃ¶rung des SehvermÃ¶gens nicht fÃ¼r erbracht erachtet. Die
AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Prof.Dr.K. entsprÃ¤chen diesen
Anforderungen nicht. Das Gleiche gelte fÃ¼r das Gutachten des Prof.Dr.W. , der es
lediglich fÃ¼r sehr wahrscheinlich, nicht aber fÃ¼r sicher halte, dass bei einem
apallischen Syndrom die das visuelle Erkennen betreffende cerebrale Verarbeitung
nicht mehr intakt sei.

Nach Hinweis des Senats auf das Urteil des BSG vom 20.07.2005 (B 9a BL 1/05 R)
hat die KlÃ¤gerin vorgetragen, das HÃ¶rvermÃ¶gen ihres Ehemannes sei deutlich
besser gewesen als seine visuelle WahrnehmungsfÃ¤higkeit; auch habe ein
deutliches Schmerzempfinden bestanden. Die KlÃ¤gerin hat dazu eine BestÃ¤tigung
der Pflegedienstleiterin I. W. vom 17.10.2005 vorgelegt. Der Beklagte hat sich
schriftsÃ¤tzlich am 07.11.2005 geÃ¤uÃ�ert.

Mit Schreiben vom 07.11./09.11.2005 haben die Beteiligten ihr EinverstÃ¤ndnis mit
einer Entscheidung durch den zustÃ¤ndigen Berichterstatter als Einzelrichter
gemÃ¤Ã� Â§ 155 Abs.4, 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) erklÃ¤rt.

Die KlÃ¤gerin beantragt, den Beklagten unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Augsburg vom 25.06.1999 sowie des Bescheides vom 05.11.1996 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 24.01.1997 zu verurteilen, ihr als
Rechtsnachfolgerin ihres Ehemannes A. D. Blindengeld vom 01.04.1996 bis
31.03.2001 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen, weil das
angefochtene Urteil der Sach- und Rechtslage entspreche.

Im Ã�brigen wird zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts auf den Inhalt der Gerichtsakten
erster, zweiter und dritter Instanz sowie auf den Inhalt der zu Beweiszwecken
beigezogenen Akten/Unterlagen Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig (Art.7
Abs.2 BayBlindG i.V.m. Â§Â§ 143, 151 SGG).

Sie ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤gerin als Rechtsnachfolgerin ihres
verstorbenen Ehemannes A. D. Blindengeld vom 01.04.1996 bis 31.03.2001
zusteht.

Dies hat das Sozialgericht mit Recht verneint.

GemÃ¤Ã� Art.1 Abs.1 BayBlindG erhalten Blinde, soweit sie ihren Wohnsitz oder
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Bayern haben, zum Ausgleich der blindheitsbedingten
Mehraufwendungen auf Antrag ein monatliches Blindengeld.

Blind ist, wem das Augenlicht vollstÃ¤ndig fehlt (Art.1 Abs.2 Satz 1 BayBlindG).

Als blind gelten gemÃ¤Ã� Art.1 Abs.2 Satz 2 BayBlindG auch Personen, 1. deren
SehschÃ¤rfe auf dem besseren Auge nicht mehr als 1/50 betrÃ¤gt, 2. bei denen
durch Nr.1 nicht erfasste StÃ¶rungen des SehvermÃ¶gens von seinem solchen
Schweregrad bestehen, dass sie der BeeintrÃ¤chtigung der SehschÃ¤rfe nach Nr.1
gleichzuachten sind.

A. D. fehlte, wie sich aus der verzÃ¶gerten Pupillenlichtreaktion ergibt, das
Augenlicht nicht vÃ¶llig.

Auch der Nachweis von Blindheit im Sinne von Art.1 Abs.2 Satz 2 Nr.1 BayBlindG
kann nicht gefÃ¼hrt werden. Denn die Reduzierung der SehschÃ¤rfe â�� also des
AuflÃ¶sungsvermÃ¶gens der Augen â�� auf maximal 1/50 auf dem besseren Auge
muss durch Messungen/Tests, die den Anforderungen des Vollbeweises genÃ¼gen,
festgestellt sein. Exakte Mess- und Testergebnisse waren bei A. D. aufgrund des
apallischen Syndroms aber nicht zu erhalten. Auch kann aus der unstreitig
bestehenden beidseitigen Atrophie der Sehnervenscheibe (Opticusatrophie) nicht
im Sinne des Vollbeweises, also mit an Gewissheit grenzender Wahrscheinlichkeit,
auf eine reduzierte SehschÃ¤rfe von maximal 1/50 geschlossen werden.

Die Voraussetzungen der Nr.2 des Art.1 Abs.2 Satz 2 BayBlindG sind ebenfalls nicht
erfÃ¼llt. Eine "faktische" Blindheit im Sinn dieser Vorschrift kann zwar auch auf
dem Zusammenwirken von â�� hier unstreitig bestehenden â�� SchÃ¤den des
Sehorganes (Opticusatrophie u.a.) und cerebralen SchÃ¤den in Gestalt zentraler
VerarbeitungsstÃ¶rungen beruhen. Es muss allerdings mit an Gewissheit
grenzender Wahrscheinlichkeit erwiesen sein, dass die zentralen
VerarbeitungsstÃ¶rungen das visuelle Erkennen und nicht lediglich das Benennen
des visuell Erkannten betreffen. Denn AusfÃ¤lle des Benennen-KÃ¶nnens erfÃ¼llen
die Voraussetzungen faktischer Blindheit nicht (BSG, 31.01.1995, 1 RS 1/93 = SozR
3-5920 Â§ 1 Nr.1; 26.10.2004, B 7 SF 2/03 R; 20.07.2005, B 9a BL 1/05 R).
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Der vom Senat in diesem Zusammenhang gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Prof.Dr.W. ist
zwar nach Auswertung sÃ¤mtlicher Unterlagen zu dem Schluss gelangt, dass es A.
D. aufgrund des apallischen Syndroms mit groÃ�er Wahrscheinlichkeit nicht
mÃ¶glich gewesen sei, Sehimpulse zu erkennen. Der mit an Gewissheit grenzender
Wahrscheinlichkeit zu fÃ¼hrende Nachweis (vgl. Meyer-Ladewig u.a., Kommentar
zum SGG, 8. Aufl., Rdnrn.6a zu Â§ 103, 5 zu Â§ 118, 3b zu Â§ 128, jeweils m.w.N.)
von das Erkennen-KÃ¶nnen betreffenden cerebralen VerarbeitungsstÃ¶rungen kann
daraus aber nicht abgeleitet werden. Das Vorliegen faktischer Blindheit im Sinne
der Anforderungen der BSG-Rechtsprechung ist damit nicht bewiesen.

Nach dem im sozialgerichtlichen Verfahren geltenden Grundsatz der sog.
"objektiven Beweislast" trÃ¤gt jeder Beteiligte die Beweislast fÃ¼r die Tatsachen,
die den von ihm geltend gemachten Anspruch begrÃ¼nden. Kann das Gericht trotz
AusschÃ¶pfung aller ErmittlungsmÃ¶glichkeiten bestimmte Tatsachen nicht
feststellen, so geht diese verbliebene Ungewissheit zu Lasten desjenigen, der aus
dieser Tatsache einen Anspruch ableiten will (Meyer-Ladewig u.a., a.a.O., Rdnrn.19a
zu Â§ 103; 6 zu Â§ 118, jeweils m.w.N.).

Hinzu kommt, dass nach jÃ¼ngster Rechtsprechung des BSG (Urteil vom
20.07.2005, B 9a BL 1/05 R) bei Vorliegen umfangreicher cerebraler SchÃ¤den, wie
es ohne Zweifel beim Bestehen eines apallischen Syndroms der Fall ist, im Rahmen
des Versuchs einer Abgrenzung zwischen AusfÃ¤llen des Erkennen-KÃ¶nnens und
des Benennen-KÃ¶nnens eine weitere Differenzierung verlangt wird: im Vergleich zu
anderen â�� mÃ¶glicherweise ebenfalls eingeschrÃ¤nkten â�� Gehirnfunktionen
muss sich eine spezifische StÃ¶rung des SehvermÃ¶gens feststellen lassen.
Insoweit genÃ¼gt es zum Nachweis einer zu faktischer Blindheit fÃ¼hrenden
schweren StÃ¶rung des SehvermÃ¶gens, dass die visuelle Wahrnehmung deutlich
stÃ¤rker betroffen ist als die Wahrnehmung in anderen SinnesmodalitÃ¤ten. Bei
einem vollstÃ¤ndigen apallischen Syndrom ist dies nicht der Fall.

Nach den Aktenunterlagen bestand bei A. D. ein dem Vollbild des apallischen
Syndroms angenÃ¤herter Zustand. Die schwere HirnschÃ¤digung hatte eine im
Wesentlichen gleichmÃ¤Ã�ige und allgemeine Herabsetzung der Wahrnehmungs-
und VerarbeitungsfÃ¤higkeiten zur Folge. Eine deutlich schlechtere
FunktionsfÃ¤higkeit des Sehsinnes im Vergleich zu den anderen
SinnesmodalitÃ¤ten ist nicht bewiesen. Auch die BestÃ¤tigung der
Pflegedienstleiterin I. W. vom 17.10.2005 und der Vortrag der KlÃ¤gerin, A. D. habe
deutlich besser gehÃ¶rt als gesehen, vermÃ¶gen dies nicht ausreichend zu belegen.
Denn die KlÃ¤gerin hat auf Anfrage des Gerichts in einem frÃ¼heren Schreiben
(31.08.2003) selbst bekundet, ihr Ehemann habe auf keine Einwirkungen der
Umwelt â�� wie z.B. Ansprache durch SÃ¶hne, Radio, Fernseher â�� reagiert.
Entsprechend hat auch der Neurologe Dr.N. bereits mit Befundbericht vom
05.05.1997 mitgeteilt, A. D. zeige keinerlei Reaktion auf Ansprache und auf
Schmerzreize ausschlieÃ�lich reflexartige Bewegungen.

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
25.06.1999 war nach alldem zurÃ¼ckzuweisen.
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Der Senat konnte durch den zustÃ¤ndigen Berichterstatter als Einzelrichter
entscheiden (Â§ 155 Abs.3, 4 SGG), weil die Beteiligten dazu ihr EinverstÃ¤ndnis
erklÃ¤rt haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

Zur Zulassung der Revision bestand kein Anlass, weil die Voraussetzungen des Â§
160 Abs.2 Nrn.1 bis 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 13.02.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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